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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE

Im Rahmen des Haushaltsverfahrens für das Haushaltsjahr 2002 benannte der 
Haushaltsausschuss in seiner Sitzung vom 4. Dezember 2000 Kathalijne Maria Buitenweg 
(andere Einzelpläne) und Carlos Costa Neves (Einzelplan III – Kommission) als 
Berichterstatter.

In der Sitzung vom 28. Februar 2002 nahm das Parlament einen zusätzlichen 
Haushaltsvoranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Europäischen Parlaments für das 
Haushaltsjahr 2002 an (2002/2039(BUD) – A5-0056/2002).

Am 22. Februar 2002 legte die Kommission den Vorentwurf des Berichtigungs- und 
Nachtragshaushaltsplans Nr. 1/2002 der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2002 
(Einzelplan I – Parlament, Einzelplan II – Rat und Einzelplan III – Kommission) vor und 
übermittelte ihn dem Europäischen Parlament (SEK(2002)0227).

Am … 2002 wird der Rat den Entwurf des Berichtigungs- und Nachtragshaushaltsplans 
Nr. 1/2002 der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2002 aufstellen und ihn dem 
Parlament mit Schreiben vom … übermitteln (xxxx/2001).

In der Sitzung vom … 2002 wird der Präsident des Europäischen Parlaments bekanntgeben, 
dass er den Entwurf des Berichtigungs- und Nachtragshaushaltsplans Nr. 1/2002 an den 
Haushaltsausschuss als federführenden Ausschuss überwiesen hat (C5-xxxx/2001 – 
2002/xxxx(BUD)). 

Der Haushaltsausschuss prüfte den Entwurf des Berichtigungs- und Nachtragshaushaltsplans 
Nr. 1/2002 sowie den Berichtsentwurf in seiner Sitzung vom 25./26. Februar 2002.

In dieser Sitzung nahm er den Entschließungsantrag in Erwartung der Annahme durch den 
Rat einstimmig an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Terence Wynn, Vorsitzender; Reimer Böge, Anne 
Elisabet Jensen und Francesco Turchi, stellvertretende Vorsitzende; Ioannis Averoff, 
Jean-Louis Bourlanges (in Vertretung von James E.M. Elles gemäß Artikel 153 Absatz 2 der 
Geschäftsordnung), Herbert Bösch (in Vertretung von Joan Colom i Naval), Carlos Costa 
Neves, Gérard M.J. Deprez (in Vertretung von Markus Ferber), Den Dover, Göran Färm, 
Salvador Garriga Polledo, Neena Gill, Catherine Guy-Quint, Jutta D. Haug, Maria Esther 
Herranz Garcia (in Vertretung von Edward H.C. McMillan-Scott gemäß Artikel 153 Absatz 2 
der Geschäftsordnung), Ian Stewart Hudghton, Constanze Angela Krehl, John Joseph 
McCartin, Juan Andrés Naranjo Escobar, Guido Podestà, Per Stenmarck, Rijk van Dam (in 
Vertretung von Michel Raymond), Lousewies van der Laan (in Vertretung von Jan Mulder), 
Kyösti Tapio Virrankoski, Ralf Walter.

Die Stellungnahmen des Ausschusses für Haushaltskontrolle und des Ausschusses für 
konstitutionelle Fragen sind diesem Bericht beigefügt.

Der Bericht wurde am 25. Februar 2002 eingereicht.

Die Frist für die Einreichung von Änderungsanträgen wird im Entwurf der Tagesordnung für 
die Tagung angegeben, auf der der Bericht geprüft wird.
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ENTSCHLIESSUNGSANTRAG

Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Entwurf des Berichtigungs- und 
Nachtragshaushaltsplans Nr. 1/2002 der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 
2002 (Einzelplan I – Europäisches Parlament, Einzelplan II – Rat und Einzelplan III – 
Kommission (xxxx-2002 – C5-xxxx/2002 – 2002/2040(BUD))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 272 des EG-Vertrags, Artikel 78 des EGKS-Vertrags und Artikel 177 
des EAG-Vertrags,

– gestützt auf die Haushaltsordnung vom 21. Dezember 1977 für den Gesamthaushaltsplan 
der Europäischen Gemeinschaften, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG, EGKS, 
Euratom) Nr. 762/20011, insbesondere deren Artikel 15, 

– in Kenntnis des am 13. Dezember 2001 angenommenen Gesamthaushaltsplans der 
Europäischen Union für das Haushaltsjahr 20022,

– gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 6. Mai 1999 zwischen dem 
Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und 
die Verbesserung des Haushaltsverfahrens3,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom … zum zusätzlichen Haushaltsvoranschlag 
der Einnahmen und Ausgaben des Europäischen Parlaments für das Haushaltsjahr 20024,

– in Kenntnis des Vorentwurfs des Berichtigungs- und Nachtragshaushaltsplans Nr. 1/2002 
der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2002, der von der Kommission am 
22. Februar 2002 vorgelegt wurde (SEK(2002) 227),

– in Kenntnis des Entwurfs des Berichtigungs- und Nachtragshaushaltsplans Nr. 1/2002, der 
vom Rat am … 2002 aufgestellt wurde (xxxx/2002 – C5-xxxx/2002),

– gestützt auf die Interinstitutionellen Vereinbarung vom … über die Finanzierung des 
Europäischen Konvents,

– gestützt auf Artikel 92 und Anlage IV seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Haushaltsausschusses und der Stellungnahmen des 
Ausschusses für Haushaltskontrolle sowie des Ausschusses für konstitutionelle Fragen 
(A5-0057/2002),

A. in Erwägung, dass vom Europäischen Rat in Laeken ein Beschluss zur Einberufung eines 
Konvents über die Zukunft Europas gefasst wurde,

B. in der Erwägung, dass das Ziel des Konvents von allgemeinem Interesse für die Zukunft 

1 ABl. L 111 vom 20.4.2001, S. 1.
2 ABl. L 29 vom 31.1.2002.
3 ABl. C 172 vom 18.6.1999, S.1.
4 Angenommene Texte, Punkt x
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der Europäischen Union ist,

C. in der Erwägung, dass sich alle am Konvent teilnehmenden Institutionen unter Beachtung 
der Grundsätze der Haushaltstransparenz und des institutionellen Gleichgewichts an seiner 
Finanzierung beteiligen sollten,

1. begrüßt die Tatsache, dass die Mitgliedstaaten aufgrund seiner Entschließung vom 
29. November 20011 und der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Laeken den 
Beschluss gefasst haben, einen Fonds einzurichten, um die Finanzierung des Konvents 
über die Zukunft Europas für die in Laeken festgelegte Dauer seiner Tätigkeit zu 
gewährleisten;

2. akzeptiert den Finanzierungsschlüssel für den Konvent mit der Aufteilung zwischen 
Parlament, Rat und Kommission sowie die spezifische Finanzregelung, wie sie in dem 
erwähnten Beschluss, der der Interinstitutionellen Vereinbarung zugrunde liegt, 
vorgeschlagen wird;

3. betont, dass diese Regelung die Zustimmung des Europäischen Parlaments zu allen 
haushaltstechnisch wichtigen Vorgängen, wie z.B. Aufstellung des Haushaltsplans, 
Mittelübertragungen und Entlastung, vorsieht, auch wenn sie den besonderen Charakter 
der zu deckenden Ausgaben berücksichtigt;

4. stellt klar, dass das für die Erteilung der Entlastung vorgesehene parlamentarische 
Verfahren der Zustimmung voraussetzt, dass der Rechnungshof über alle 
Informationsmöglichkeiten verfügt, die für die Durchführung seiner Aufgabe der 
Unterstützung des Parlaments bei der Wahrnehmung seiner Zuständigkeiten erforderlich 
sind;

5. unterstreicht, dass diese Vereinbarung einen einmaligen Ausnahmefall darstellt, und 
betont, dass die Haushaltsverfahren, insbesondere für die Entlastung, mit dem 
Gewohnheitsrecht der Gemeinschaft in Einklang stehen müssen, falls die Arbeit des 
Konvents über den ursprünglich vorgesehenen Zeitraum hinaus verlängert werden sollte, 
und dass diese Vereinbarung keinesfalls als Präzedenzfall für die Regelung der 
Finanzierung von Organen oder Institutionen, die in Zukunft gegebenenfalls eingerichtet 
werden, dienen  darf, da diese aus dem Gemeinschaftshaushalt finanziert würden;

6. akzeptiert den Entwurf des Berichtigungs- und Nachtragshaushaltsplans Nr. 1/2002 des 
Rates vom xxxx 2002 ohne Änderung;

7. billigt die dieser Entschließung beigefügte Interinstitutionelle Vereinbarung;

8. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.

1 Angenommene Texte, Punkt 19
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Anlage 1

INTERINSTITUTIONELLE VEREINBARUNG ZUR FINANZIERUNG DES 
KONVENTS ZUR ZUKUNFT DER EUROPÄISCHEN UNION
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DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION UND 
DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN -

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung in Laeken am 14. und 15. Dezember 2001 
beschlossen, einen Konvent zur Zukunft der Europäischen Union (nachstehend 
"Konvent" genannt) einzuberufen.

(2) Die im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten haben am ... 
einen Beschluss über die Einrichtung eines Fonds zur Finanzierung des Konvents 
(nachstehend "Fonds" genannt) und über die Festlegung der Finanzregelung für seine 
Verwaltung angenommen.

(3) Gemäß dem genannten Beschluss vom ... ist der Fonds für die Erhebung der 
Einnahmen und die Verwaltung der Ausgaben des Konvents zuständig, mit Ausnahme 
derjenigen, die die für seine Tätigkeit erforderliche Infrastruktur betreffen.

(4) Der Betrag der Ausgaben des Fonds für den Zeitraum vom 28. Februar bis zum 
31. Dezember 2002 wird auf 4 000 000 (vier Millionen) EUR geschätzt.

(5) Der Konvent verfolgt ein Ziel von allgemeinem Interesse für die Zukunft der 
Europäischen Union.

(6) Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission tragen die Kosten der 
Infrastruktur, die für die Tätigkeit des Konvents erforderlich ist.

(7) Außerdem wollen das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission zur 
Finanzierung des Konvents beitragen -

KOMMEN WIE FOLGT ÜBEREIN:

1. Ziel dieser Vereinbarung ist es, den Beitrag des Europäischen Parlaments, des Rates 
und der Kommission zum ersten Haushaltsjahr des Konvents zu regeln, das am Tag 
des Inkrafttretens des Beschlusses der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten vom ... beginnt und am 31. Dezember 2002 endet.

2. Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission tragen aus folgenden 
Einzelplänen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union zur Finanzierung des 
Konvents bei:

– Einzelplan I - Parlament,

– Einzelplan II - Rat und

– Einzelplan III - Kommission - Teil A.

3. Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission tragen die Kosten für die 
Infrastruktur, die für die Tätigkeit des Konvents erforderlich ist, und leisten nach 
folgendem Schlüssel einen Beitrag zur Finanzierung des Konvents im ersten 
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Haushaltsjahr:

– Europäisches Parlament: 1 000 000 (eine Million) EUR

– Rat: 400 000 (vierhunderttausend) EUR

– Kommission: 2 600 000 (zwei Millionen sechshunderttausend) EUR.

4. Ein Beschluss über einen etwaigen zusätzlichen Beitrag aus dem Gesamthaushaltsplan 
der Europäischen Union darf nur einvernehmlich von den drei Organen gefasst 
werden, die an dieser Vereinbarung beteiligt sind.

5. Die Beiträge des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission werden 
durch Überweisung auf das Bankkonto nach Artikel 4 des Beschlusses vom ... in den 
Haushaltsplan des Fonds nach Artikel 3 des genannten Beschlusses eingezahlt.

6. Die drei unterzeichnenden Organe stimmen der Finanzregelung für die Verwaltung 
des Fonds gemäß dem Beschluss vom ... zu.

7. Die Vertreter des Europäischen Parlaments, des Vorsitzes des Rates und der 
Kommission im Präsidium des Konvents werden regelmäßig über den Stand der 
Ausführung der vom Sekretariat des Konvents übernommenen Ausgaben unterrichtet. 
Sie erstatten ihrem jeweiligen Organ hierüber Bericht, insbesondere bevor nach dem 
Verfahren des Artikels 20 des Beschlusses vom ... die Entlastung für die Ausführung 
des Haushalts erteilt wird.

8. Diese Vereinbarung und die einschlägigen Bestimmungen des Beschlusses vom ... 
werden von den einzelnen Organen nach ihren internen Vorschriften und Verfahren 
umgesetzt.

9. Diese Vereinbarung tritt am Tag ihrer Unterzeichnung in Kraft.

Vorbehaltlich einer Vereinbarung zwischen den drei Organen über die Höhe ihres 
jeweiligen finanziellen Beitrags gilt diese Vereinbarung auch für das zweite 
Haushaltsjahr, das heißt vom 1. Januar 2003 bis zum Abschluss der Arbeiten des 
Konvents.

Geschehen zu               am

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates Im Namen der 
Kommission

Der Präsident        Der Präsident Der Präsident

________________________
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ERKLÄRUNG ZUR
INTERINSTITUTIONELLEN VEREINBARUNG

Das Europäische Parlament und der Rat erklären, dass die Kommission über die Verwendung 
ihres Beitrags zum Fonds keine Rechenschaft ablegen muss.

________________________
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Anlage 2

BESCHLUSS DER IM RAT VEREINIGTEN VERTRETER DER REGIERUNGEN 
DER MITGLIEDSTAATEN

 vom

über die Einrichtung eines Fonds zur Finanzierung des Konvents zur Zukunft der 
Europäischen Union und über die Festlegung der Finanzregelung für seine Verwaltung

DIE IM RAT VEREINIGTEN VERTRETER DER REGIERUNGEN DER 
MITGLIEDSTAATEN -

gestützt auf Abschnitt III der den Schlussfolgerungen des Vorsitzes über die Tagung des 
Europäischen Rates vom 14. und 15. Dezember 2001 in Laeken beigefügten Erklärung von 
Laeken zur Zukunft der Europäischen Union mit dem Beschluss, einen Konvent zur Zukunft 
der Europäischen Union (nachstehend "Konvent" genannt) einzuberufen;

gestützt auf den Beschluss des Vorsitzenden des Konvents vom ..., einen Generalsekretär des 
Konvents zu bestellen;

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Erklärung von Laeken zur Zukunft der Europäischen Union verfügt der 
Konvent über ein Präsidium, das von einem Sekretariat unterstützt wird, dessen 
Geschäfte vom Generalsekretariat des Rates wahrgenommen werden.

(2) Es sollte ein Fonds zur Finanzierung des Konvents eingerichtet werden.

(3) Es ist ferner erforderlich, eine Finanzregelung zu erlassen, in der insbesondere die 
Modalitäten für die Ausführung des Haushaltsplans zur Deckung der Ausgaben, die 
durch die Abhaltung des Konvents entstehen - mit Ausnahme derjenigen, die die für 
seine Tätigkeit erforderliche Infrastruktur betreffen -, und die Modalitäten für die 
Rechnungslegung und die Rechnungsprüfung festgelegt sind.

(4) Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission haben am ... eine 
Interinstitutionelle Vereinbarung zur Finanzierung des Konvents zur Zukunft der 
Europäischen Union geschlossen –

BESCHLIESSEN:
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KAPITEL I

Einrichtung des Fonds

Artikel 1

(1) Es wird ein Fonds zur Finanzierung des Konvents (nachstehend "Fonds" genannt) 
eingerichtet.

(2) Der Fonds genießt in jedem Mitgliedstaat die weitestgehende Rechts- und 
Geschäftsfähigkeit, die juristischen Personen nach dessen Rechtsvorschriften zuerkannt ist. Er 
kann insbesondere unentgeltliche Zuwendungen entgegennehmen, Verträge schließen und vor 
Gericht stehen. Zu diesem  Zweck wird er vom Generalsekretär des Konvents vertreten.

(3) Die Regierungen der Mitgliedstaaten treffen unter Bezugnahme auf Artikel 3 des 
Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften vom 
8. April 1965 in allen Fällen, in denen es ihnen möglich ist, geeignete Maßnahmen für den 
Erlass oder die Erstattung des Betrages der indirekten Steuern und Verkaufsabgaben, die in 
den Preisen für bewegliche Güter oder im Betrag für die Erbringung von Dienstleistungen 
inbegriffen sind, wenn der Fonds für seinen Dienstbedarf größere Einkäufe tätigt, bei denen 
derartige Steuern und Abgaben im Preis enthalten sind. Die Durchführung dieser Maßnahmen 
darf jedoch den Wettbewerb innerhalb der Gemeinschaften nicht verfälschen.

Artikel 2

Die Aufgaben des Fonds sind die Einziehung der Einnahmen und die Verwaltung der 
Ausgaben des Konvents, mit Ausnahme derjenigen, die die für seine Tätigkeit erforderliche 
Infrastruktur betreffen.

Artikel 3

(1) Für die Zwecke dieses Beschlusses ist der Haushaltsplan des Fonds (nachstehend 
"Haushaltsplan" genannt) der von den im Rat vereinigten Vertretern der Regierungen der 
Mitgliedstaaten angenommene Rechtsakt, durch den für jedes Haushaltsjahr die Einnahmen 
und Ausgaben des Fonds im Voraus veranschlagt und bewilligt werden.

(2) Der Haushaltsplan wird auf Vorschlag des Generalsekretärs des Konvents und nach 
Zustimmung des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission festgestellt.

Artikel 4

Im Namen des Fonds wird ein besonderes Bankkonto eröffnet. Der Generalsekretär des 
Konvents ist ermächtigt, dieses Bankkonto gemäß Artikel 16 zu verwenden, um den 
Verpflichtungen nachzukommen, die ihm nach diesem Beschluss obliegen.

Artikel 5

Der Haushaltsplan ist in Einnahmen und Ausgaben auszugleichen.
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KAPITEL II

Finanzregelung

Artikel 6

In diesem Kapitel werden die Modalitäten für die Aufstellung und Ausführung des 
Haushaltsplans festgelegt.

Artikel 7

(1) Der Haushaltsplan wird in Titel und Kapitel untergliedert.

(2) Die in den Haushaltsplan eingestellten Mittel dürfen nicht zu anderen Zwecken als den 
dort angegebenen verwendet werden.

Artikel 8

Die Haushaltsmittel sind nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung, 
insbesondere der Sparsamkeit und des Kosten-Nutzen-Verhältnisses zu verwenden.

Artikel 9

(1) Einzahlungen oder Auszahlungen dürfen nur im Wege der Verbuchung unter einem 
Artikel des Haushaltsplans vorgenommen werden.

(2) Über die bewilligten Mittel hinaus können keine Mittelbindungen oder 
Ausgabenanordnungen vorgenommen werden.

Artikel 10

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben sind in voller Höhe in den Haushaltsplan und in die 
Haushaltsrechnung ohne vorhergehende Verrechnung einzusetzen. Die Gesamteinnahmen 
dienen zur Deckung der Gesamtausgaben.

(2) Das erste Haushaltsjahr beginnt mit dem Tag des Inkrafttretens dieses Beschlusses und 
endet am 31. Dezember 2002. Das zweite Haushaltsjahr beginnt am 1. Januar 2003 und endet 
mit Beendigung der Arbeiten des Konvents.

(3) Die Ausgaben eines Haushaltsjahres werden in diesem Haushaltsjahr auf der 
Grundlage der Ausgaben ausgewiesen, deren Anordnung beim Finanzkontrolleur bis zum 
31. Dezember eingegangen ist und deren Zahlung vom Rechnungsführer vor dem 15. Januar 
des Folgejahres geleistet wurde.

(4) Unbeschadet des Artikels 11 dürfen die bewilligten Mittel nur nach vorheriger 
ordnungsgemäßer Mittelbindung und nur zur Bestreitung der ordnungsgemäß 
vorgenommenen Ausgaben des Haushaltsjahres, für das sie bewilligt worden sind, sowie zur 
Erfüllung von Zahlungsverpflichtungen aus dem vorangehenden Haushaltsjahr, für die keine 
Mittel übertragen worden sind, verwendet werden.
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Artikel 11

(1) Die am Ende des ersten Haushaltsjahres nicht gebundenen Mittel sowie die Mittel zur 
Erfüllung der vor Abschluss des ersten Haushaltsjahres ordnungsgemäß eingegangenen 
Zahlungsverpflichtungen sind auf das zweite Haushaltsjahr zu übertragen.

(2) Bei der Ausführung des Haushaltsplans wird die Verwendung der übertragenen Mittel 
in der Haushaltsrechnung des laufenden Haushaltsjahres getrennt und nach Haushaltsartikeln 
untergliedert ausgewiesen.

KAPITEL III

Ausführung des Haushaltsplans und Rechnungsführung

Artikel 12

Der Haushaltsplan wird nach dem Grundsatz der Trennung von Anweisungsbefugnis und 
Rechnungsführung ausgeführt. Die Tätigkeiten des Anweisungsbefugten, des 
Rechnungsführers und des Finanzkontrolleurs sind miteinander unvereinbar.

Artikel 13

(1) Die Tätigkeit des Anweisungsbefugten für die Einnahmen und Ausgaben wird vom 
Generalsekretär des Konvents wahrgenommen. Der Anweisungsbefugte führt den 
Haushaltsplan im Rahmen der bewilligten Mittel aus. Er kann seine Befugnisse dem von ihm 
bezeichneten Mitglied des Sekretariats des Konvents übertragen.

(2) Der Anweisungsbefugte kann beschließen, Mittelübertragungen von Kapitel zu 
Kapitel innerhalb jedes Titels vorzunehmen.

(3) Der Anweisungsbefugte kann mit der Zustimmung der im Rat vereinigten Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten Mittelübertragungen von Titel zu Titel beschließen. Er 
unterrichtet zuvor das Europäische Parlament, den Rat und die Kommission von seiner 
Absicht, solche Mittelübertragungen vorzunehmen. Die Organe geben so bald wie möglich 
ihre Stellungnahme ab. Lehnt eines der Organe innerhalb von drei Wochen ab dem Tag der 
Unterrichtung die betreffende Mittelübertragung grundsätzlich ab, kann diese nicht 
vorgenommen werden.

Artikel 14

Die interne Finanzkontrolle des Fonds wird vom Finanzkontrolleur des Generalsekretariats 
des Rates mit ausdrücklich her Genehmigung der Anstellungsbehörde wahrgenommen.

Artikel 15

Die Annahme von Einzahlungen und die Leistung von Auszahlungen werden mit 
ausdrücklicher Genehmigung der Anstellungsbehörde von einem Rechnungsführer 
wahrgenommen, der der Generaldirektion A des Generalsekretariats des Rates zugeordnet ist.
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Artikel 16

Die Zahlungen sind über das Bankkonto zu leisten, das gemäß Artikel 4 eröffnet wird. Gemäß 
diesem Beschluss getätigte Banküberweisungen sind mit den Unterschriften des 
Rechnungsführers und des stellvertretenden Generalsekretärs des Konvents zu versehen.

Artikel 17

Die Rechnungsführung ist in Form der "doppelten Buchführung" vorzunehmen. Sie muss 
sämtliche Einnahmen und Ausgaben erfassen.

KAPITEL IV

Rechnungslegung und Rechnungsprüfung

Artikel 18

(1) Der Generalsekretär des Konvents erstellt binnen zwei Monaten nach dem Ende des 
Zeitraums für die Ausführung des Haushaltsplans eine Haushaltsrechnung und eine 
Vermögensübersicht.

(2) In der Haushaltsrechnung sind alle Einnahmen und Ausgaben auszuweisen, die sich 
auf das abgelaufene Haushaltsjahr beziehen. Sie hat dieselbe Form und dieselben 
Untergliederungen wie der Haushaltsplan.

(3) Der Haushaltsrechnung ist eine Übersicht über die Mittelübertragungen beizufügen.

(4) In der Vermögensübersicht sind die Aktiva und Passiva im Haushaltsplan zum 
Abschluss des abgelaufenen Haushaltsjahres wiederzugeben.

Artikel 19

Der Rechnungshof der Europäischen Gemeinschaften nimmt die Prüfung der 
Ordnungsmäßigkeit der Einnahmen und der Ausgaben des Fonds in Bezug auf die in 
Kapitel II dieses Beschlusses niedergelegten Finanzregeln wahr.

Artikel 20

Die Haushaltsrechnung, die Vermögensübersicht und der Bericht des Rechnungshofs, dem 
gegebenenfalls die Bemerkungen des Generalsekretärs des Konvents beigefügt werden, sind 
binnen vier Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres den im Rat vereinigten Vertretern 
der Regierungen der Mitgliedstaaten zu unterbreiten und dem Europäischen Parlament, dem 
Rat, der Kommission und dem Präsidium des Konvents zu übermitteln. Die im Rat 
vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten erteilen dem Generalsekretär des 
Konvents nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission 
Entlastung zur Ausführung des Haushaltsplans.

Artikel 21



PE 311.084 16/23 RR\462476DE.doc

DE

Nach Abschluss der Arbeiten des Konvents und nach Abschluss der Rechnung für das zweite 
Haushaltsjahr werden die Aktiva des Haushaltsplans auf den Gesamthaushaltsplan der 
Europäischen Union übertragen und im Verhältnis der Beiträge der einzelnen Organe auf die 
Einzelpläne des Gesamthaushaltsplans aufgeteilt.

Artikel 22

Der Generalsekretär des Konvents übermittelt dem Präsidium des Konvents und den 
Mitgliedstaaten monatlich einen Bericht über die Einnahmen und Ausgaben des Fonds. Dieser 
Bericht wird dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission zugeleitet.

KAPITEL V

Reisekosten der Mitglieder des Konvents

Artikel 23

Auf Vorschlag des Generalsekretärs des Konvents und auf der Grundlage der im Rat 
geltenden Praktiken verabschiedet das Präsidium einen Beschluss, in dem die 
Voraussetzungen und die Einzelheiten für die Erstattung der Reisekosten der Mitglieder des 
Konvents dargelegt werden, sofern diese Reisekosten zulasten des Haushaltsplans gehen.

KAPITEL VI

Inkrafttreten

Artikel 24

(1) Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. Er gilt bis zum 31. Dezember 
2002.

(2) Bei der Verlängerung der Geltungsdauer der Interinstitutionellen Vereinbarung zur 
Finanzierung des Konvents zur Zukunft der Europäischen Union gemäß Nummer 9 der 
genannten Vereinbarung wird die Geltungsdauer dieses Beschlusses durch Beschluss der 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten mit Wirkung vom 1. Januar 2003 bis zum 
Abschluss der Arbeiten des Konvents verlängert.

Artikel 25

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am

Der Präsident
________________________
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BEGRÜNDUNG

Für den Konvent über die Zukunft der Europäischen Union, der vom Europäischen Rat auf 
seiner Tagung in Laeken eingesetzt wurde, gibt es keinen Präzedenzfall. Er ist in den Ver-
trägen nicht vorgesehen. Seine Zusammensetzung und seine Aufgaben sind sui generis. Er 
legt seine eigenen Methoden und sein eigenes Arbeitsprogramm fest.

Die Aufgaben, die er wahrzunehmen hat, werden zwangsläufig Kosten verursachen, vor allem 
zweierlei Art: Ausgaben, die den Mitgliedern des Konvents entstehen, einerseits sowie 
Verwaltungs- und Infrastrukturausgaben andererseits. Diese Ausgaben können nicht 
ausschließlich aus den Verwaltungshaushaltsplänen der Institutionen finanziert werden. Der 
Konvent muss daher seinen eigenen Haushaltsplan haben, um seine restlichen Ausgaben 
finanzieren zu können.

Das Generalsekretariat des Rates hat Schätzungen angestellt, die sich auf einen Betrag von 
10,5 Mio. Euro für zehn Monate (März bis Dezember 2002) belaufen. Von dieser 
Gesamtsumme würden 6,5 Mio. Euro entweder von den drei beteiligten Institutionen – 
Parlament, Kommission und Rat – oder von den nationalen Regierungen und Parlamenten, 
einschließlich derjenigen aus den Bewerberländern, übernommen. Der Restbetrag in Höhe 
von 4,0 Mio. Euro wird der eigene Haushalt des Konvents sein und aus Beiträgen der drei 
Institutionen, gemäß der folgenden Aufschlüsselung, finanziert (siehe detaillierten 
Haushaltsvoranschlag in der Anlage):

    (Mio. Euro)
Rat 0,4
EP 1,0
Kommission 2,6
INSGESAMT 4,0

Der Rat (AStV) schlug einen Rechts- und Haushaltsrahmen sui generis vor, der die Einrich-
tung eines Fonds und die Festlegung spezifischer Finanzbestimmungen vorsieht, damit der 
Konvent kurzfristig flexibel arbeiten kann, ferner eine Interinstitutionellen Vereinbarung, in 
der der finanzielle Beitrag der drei Institutionen für den Fonds geregelt ist. Die Übertragung 
der Mittel auf den Fonds würde formell durch den BNH 1/2002 erfolgen.

Das Parlament hat sich nachdrücklich dafür ausgesprochen, dem Konvent die angemessenen 
operationellen Mittel zu geben, da dieser Konvent seiner Ansicht nach ein allgemeines und 
gemeinsames Ziel verfolgt, weshalb sich alle Institutionen an seiner Finanzierung beteiligen 
sollten.

Das Parlament begrüßt die Tatsache, dass der Rat Bestimmungen akzeptiert hat, die die 
erforderliche Haushaltstransparenz und die Beachtung des mit dem Vertrag eingeführten 
institutionellen Gleichgewichts ermöglichen.

Ferner haben sich die drei Institutionen auf ein beschleunigtes Verfahren geeinigt, so dass das 
Parlament den BNH 1/2002 am Tage der Eröffnung des Konvents (28. Februar 2002) 
annehmen kann.
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Anlage 3
KONVENT - FINANZBOGEN - 2002 (10 Monate)

KONVENT RAT EP KOMMISSION MITGLIED-
STAATEN

BEWERBER-
LÄNDER INSGESAMT

1. Reisen
- Präsidium
- andere Mitglieder

67.500 - 67.500
94.500

- 168.750
249.750 243.000

303.750
587.250

2. Unterbringungskosten 
und Tagegelder
- Präsidium
- andere Mitglieder

271.250 - 67.500
63.000

- 168.750
166.500 162.000

507.500
391.500

3. Entgelt für die Mitglieder 
des Sekretariats, die nicht 
den Institutionen ange-
hören

375.000 - - - - - 375.000

4. Dienstreisen des 
Präsidiums

95.000 31.250 25.000 10.000 5.000 - 166.250

5. Repräsentationskosten 150.000 - - - - - 150.000
6. Personal - 1.010.000 230.000 230.000 - - 1.470.000
7. Räumlichkeiten

p.m. Sitzungssäle - 600.000 p.m. - p.m. - 600.000

8. Dolmetscher - - 372.000 425.000 - - 797.000
9. Übersetzungen 1.721.250 344.250 688.500 688.500 - - 3.442.500
10. Broschüren/ 

Veröffentlichungen
400.000 - - - - - 400.000

11. Studien/Anhörungen/ 
Forum

350.000 - - ?? - - 350.000

12. Infrastruktur, 
Verschiedenes

200.000 300.000 100.000 - p.m. - 600.000

Reserve 370.000 370.000
4.000.000 2.285.500 1.708.000 1.353.500 758.750 405.000 10.510.750
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STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR HAUSHALTSKONTROLLE

Brüssel, 21. Februar 2002

Herrn Terence WYNN
Vorsitzender des Haushaltsausschusses
Rue Wiertz

B-1047 Brüssel

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

in seiner Sitzung vom 19., 20. und 21. Februar 2002 hat sich der Ausschuss für 
Haushaltskontrolle mit den Ergebnissen des Haushaltstrilogs vom 18. Februar befasst, dessen 
Ziel es war, die Frage der Finanzierung des Konvents über die Zukunft Europas, der seine 
Arbeit am 28. Februar aufnehmen soll, zu klären.

Der Ausschuss für Haushaltskontrolle wünscht, dass die Arbeit des Konvents von Erfolg 
gekrönt ist. Es handelt sich hier um ein außerordentliches Ereignis von erheblicher Tragweite 
für die Zukunft der Union. Dieser außergewöhnliche Charakter erfordert es, dass der Umfang 
seiner Aufgaben, die Dauer seiner Arbeit und das für den Konvent geltende Verfahren 
eindeutig festgelegt werden. In diesem Sinne teilt der Ausschuss für Haushaltskontrolle die 
sowohl vom Präsidium als auch von der Konferenz der Präsidenten zum Ausdruck gebrachte 
Sorge, dass die erforderlichen Maßnahmen getroffen werden, durch die eine Einsetzung des 
Konvents mit größtmöglicher Transparenz und unter Wahrung des Gleichgewichts zwischen 
den Institutionen gewährleistet werden kann.

Nach Auffassung des Ausschusses für Haushaltskontrolle lassen jedoch die Texte, auf die 
man sich im Rahmen des Haushaltstrilogs geeinigt hat, eindeutig darauf schließen, dass es 
sich hier um ein Verfahren sui generis handelt. Diese Texte werfen eine ganze Reihe von 
Fragen auf, die sowohl das Entlastungsverfahren als auch die Finanzbestimmungen und die 
Vorschriften für die Ausführung des Haushaltsplans und die Rechnungsführung betreffen.

Der Ausschuss ist der Ansicht, dass diese Fragen beantwortet werden müssen, bevor er für 
den Haushaltsausschuss eine Stellungnahme zum Entwurf des BNH 1/2002 abgeben kann, 
mit dem die Finanzierung des Konvents gesichert werden soll und der von der Kommission 
jetzt vorgelegt wird. Es wäre zu wünschen gewesen, dass der Ausschuss für 
Haushaltskontrolle über begründete Stellungnahmen der zuständigen Dienststellen des 
Parlaments, wie z.B. des Juristischen Dienstes und der Finanzkontrolle, sowie des 
Rechnungshofes verfügt, um genaue Informationen über die Auswirkungen der im Rahmen 
des Trilogs erarbeiteten Texte zu erhalten.

Der Ausschuss für Haushaltskontrolle hätte sich gewünscht, sowohl zur Wahrung der 
Kontrollbefugnisse unserer Institution als auch zur Effizienz der vorgesehenen Verfahren 
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Stellung nehmen zu können. Insbesondere ist er der Auffassung, dass es, was die Modalitäten 
der Entlastung für den Haushaltsplan des Konvents anbelangt, unerlässlich ist, den in 
Artikel 20 des Entwurfs eines Beschlusses der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
über die Einrichtung eines Fonds zur Finanzierung des Konvents vorgesehenen Begriff 
„Zustimmung“ zu klären. Die Terminologiefragen, mit denen man sich in der Eile der 
Verhandlungen befasst hat, können bei der Umsetzung durchaus zu Verwirrung, wenn nicht 
sogar zu späteren Komplikationen führen. Der Ausschuss für Haushaltskontrolle ist daher der 
Auffassung, dass das Entlastungsverfahren, so wie es sich aus dem obenerwähnten Entwurf 
eines Beschlusses ergibt, keinesfalls als befriedigend angesehen werden kann.
 
Ferner wurden Zweifel daran geäußert, ob das Verfahren für die Annahme sowohl des BNH 
als auch der dazugehörigen Interinstitutionellen Vereinbarung wirklich so dringend war. Es 
wäre übertrieben, würde man behaupten, der Erfolg des Konvents stehe in Frage, wenn der 
BNH, der dessen Finanzierung sicherstellen soll, nicht bis zum 28. Februar angenommen 
würde. Damit das Parlament den BNH und den Entwurf der Interinstitutionellen 
Vereinbarung am 28. Februar annimmt, wäre es erforderlich, dass der Haushaltsausschuss 
seinen Bericht in seiner Sitzung vom 25. und 26. Februar und der Ausschuss für 
Haushaltskontrolle eine entsprechende Stellungnahme am heutigen Tag annimmt.

Nach Auffassung der Mitglieder des Ausschusses für Haushaltskontrolle wäre es jedoch 
vorzuziehen, dass das Parlament auf der März-Tagung zu dieser Frage Stellung nimmt, ohne 
dies in aller Eile erledigen zu müssen. In der verbleibenden Zeit könnten dann die oben 
angesprochenen Fragen geklärt werden.

Ferner muss nach Auffassung des Ausschusses für Haushaltskontrolle geprüft werden, 
welcher Zusammenhang zwischen dem im Entwurf eines Beschlusses vorgesehenen 
Entlastungsverfahren und der darin enthaltenen Finanzregelung für den Konvent einerseits 
und den im Vertrag verankerten Bestimmungen für den Gesamthaushaltsplan andererseits 
besteht. In diesem Sinne fordert der Ausschuss auch, dass das Parlament Zugang zu allen 
Dokumenten erhält, die es für die Erteilung der Entlastung für erforderlich erachtet und die 
die betroffenen Institutionen sowie der Rechnungshof, der das Parlament und den Rat bei der 
Wahrnehmung ihrer Kontrolle der Ausführung des Haushaltsplans unterstützt, erhalten.

Der Ausschuss für Haushaltskontrolle kann zwar verstehen, dass sich möglicherweise eine 
Mehrheit im Parlament für die Annahme innerhalb einer so kurzen Zeitspanne ausspricht, ist 
aus allen diesen Gründen aber dennoch der Auffassung, dass er mit den ihm zur Verfügung 
stehenden Informationen und innerhalb einer so kurzen Frist keine Stellungnahme zum 
BNH 1/2002 sowie zu der dazugehörigen Interinstitutionellen Vereinbarung abgeben kann.

Er wünscht, dass die Abstimmung über die Interinstitutionelle Vereinbarung mit einer 
Entschließung des Parlaments verbunden wird, um deren Ausnahmecharakter hervorzuheben 
und klarzustellen, dass dies keinesfalls einen Präzedenzfall für die Zukunft darstellen kann.

Er behält sich vor, eine Stellungnahme zur Frage der Entlastung abzugeben, sobald die 
erforderlichen Informationen vorliegen.

Angesichts der außergewöhnlichen Umstände bitte ich Sie, sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
das vorliegende Schreiben, das vom Ausschuss für Haushaltskontrolle einstimmig 
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angenommen wurde1, dem Bericht des Haushaltsausschusses beizufügen.

Mit freundlichen Grüßen

Diemut R. THEATO

1 Zum Zeitpunkt der Abstimmung waren anwesend Diemut R. Theato, Vorsitzende; Herbert Bösch, 
stellvertretender Vorsitzender; María Antonia Avilés Perea, Jean-Louis Bourlanges, Christopher Heaton-Harris, 
Helmut Kuhne, Brigitte Langenhagen, Jan Mulder, Heide Rühle, Esko Olavi Seppänen, Ole Sorensen, Michiel 
van Hulten, Kyösti Tapio Virrankoski.
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STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR KONSTITUTIONELLE FRAGEN

Herrn WYNN
Vorsitzender des Haushaltsausschusses
Europäisches Parlament
Rue Wiertz
B-1047 Brüssel

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

in seiner Sitzung vom 20. und 21. Februar 2002 hat der Ausschuss für konstitutionelle Fragen 
den Entwurf einer Interinstitutionellen Vereinbarung zwischen Parlament, Rat und 
Kommission zur Finanzierung des Konvents zur Zukunft der Europäischen Union, der die 
Einrichtung eines der von den drei Institutionen finanzierten Fonds, der dem Konvent die für 
die Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderlichen Finanzmittel bereitstellen wird, vorsieht, 
sowie den Entwurf eines Beschlusses der Mitgliedstaaten über die Festlegung der 
Finanzregelung für die Verwaltung dieses Fonds mit Genugtuung zur Kenntnis genommen.

Der Ausschuss für konstitutionelle Fragen weist den Haushaltsausschuss jedoch darauf hin, 
dass Artikel 20 des Entwurfs eines Beschlusses, wonach die Vertreter der Mitgliedstaaten 
dem Generalsekretär des Konvents Entlastung zur Ausführung des Haushaltsplans erteilen 
können, eine Abweichung von den Bestimmungen des Vertrags – insbesondere von 
Artikel 276 – darstellt. Diese Regelung bedeutet de facto, dass die Mitgliedstaaten bei einem 
begrenzten, jedoch bedeutsamen Teil des Gemeinschaftshaushalts an die Stelle des 
Parlaments treten, was die Wahrnehmung der Entlastungsbefugnis anbelangt.

Sicherlich sind die negativen Auswirkungen dieser Tatsache in der Praxis sehr begrenzt, da 
die Entlastung erst nach Zustimmung der drei Organe erteilt werden kann, wodurch das 
Parlament die Möglichkeit hat, sich einer Entlastung durch die Mitgliedstaaten, die nicht seine 
Zustimmung finden würde, zu widersetzen.

Nach Auffassung des Ausschusses für konstitutionelle Fragen sollte das Parlament die 
Annahme der Interinstitutionellen Vereinbarung auf jeden Fall mit der Abstimmung über eine 
Entschließung verknüpfen, in der klargestellt wird, dass es sich hier um einen einmaligen 
Sonderfall handelt, und in der betont werden sollte, dass das darin vorgesehene 
Entlastungsverfahren nur für die Ausgaben des Konvents in den beiden Haushaltsjahren 2002 
und 2003 gelten sollte; ferner sollte darin festgehalten werden, dass diese Regelung im Falle 
einer Verlängerung des Mandats des Konvents keinesfalls Gültigkeit behält, und sie sollte 
auch nicht als Präzedenzfall für eine künftige Einsetzung von Organen oder Institutionen, 
ungeachtet ihres Status, betrachtet werden, da diese aus dem Gemeinschaftshaushalt finanziert 
werden.

Angesichts der außergewöhnlichen Umstände bitte ich Sie, sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
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dieses Schreiben dem Bericht des Haushaltsausschusses beizufügen.

    Jo LEINEN
erster stellvertretender Vorsitzender


